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1 Allgemeine Zielsetzungen und Entstehung der Stadtentwicklungspläne


Der Stadtentwicklungsplan hat die Aufgabe, aus Erfahrung, Bestandsaufnahme, status-quo Prognosen und politischen Vorstellungen konkrete Ziele herauszuarbeiten, die als Grundlage für Stadtrat und die Verwaltung dienen sollen. D.h. er besitzt keine rechtsverbindliche Norm sondern ist eine, an der Realität orientierte Handlungsanweisung, die darauf abzielt eine Verbesserung für den Lebensraum zu schaffen, unabhängig von politischen Systemen  und Wertvorstellungen, sowie frei von Ideologien, Utopien und wilden Spekulationen. Aus diesem Grund muß ein Entwicklungsplan immer den Mittelweg suchen, der für alle Bevölkerungsschichten eine akzeptable Lösung darstellt (vgl. SEP 1974, S. 4).


Für die Stadtentwicklungsplanung gelten folgende Grundsätze bzw. allgemeine Ziele: „


Anzustreben ist eine Stadt im Gleichgewicht, in der die Interessen aller Bürger ausreichend Berücksichtigung finden, in der städtische Funktionen sinnvoll und angemessen verteilt sind und die angestrebten Verbesserungen alle Bürger erreichen.





Anzustreben ist eine Stadt, die ihren Bürgern in allen Bereichen das höchstmögliche Maß an Chancengleichheit bietet, sei es bei der Wahl der Wohnung, des Arbeitsplatzes, der Bildungsmöglichkeiten, der Freizeitgestaltung oder der kulturellen Angebote.





Anzustreben ist eine Stadt, die ihre Originalität, ihren unverwechselbaren Charakter und ihr einmaliges Erscheinungsbild auch über die Veränderungen der Zeit hinweg bewahrt, die auch in Zukunft „leuchtet“.





Anzustreben ist eine Stadt, die ihre Bedeutung als Metropole, als wirtschaftlicher Schwerpunkt und echtes Zentrum bewahrt, ohne ihr Gesicht zu verlieren, ohne einzugehen in den Kreis der Großstädte ohne Charakter, die der Fortschritt genormt hat in Hochhäuser und Stahlbeton.





Anzustreben ist eine Stadt, die Bürgern und Besuchern ein höchstes Maß an Lebensqualität bietet, eine Stadt, in der leben nicht nur angenehm, sondern auch wieder wünschenswert ist, die selbst attraktiv ist, die wieder geprägt wird von dem Geist, der München berühmt gemacht hat:                         Kultur, Fortschritt, Bürgersinn und Gemütlichkeit.“


(SEP 1974, S. 4/5)











2 Die Stadtentwicklungspläne von 1974 und 1983








2.1 Vorbemerkung zum Stadtentwicklungsplan 1974


Nachdem der vorangegangene „Jensenplan“ von 1963 schon mehrmals fortgeschrieben worden war und sich dessen Trends und Aussagen nicht mehr auf die aktuelle Lage bezogen, wurde der Entschluß gefaßt einen neuen Stadtentwicklungsplan in Angriff zu nehmen. 1974 begann man mit dem umfangreichen Planungswerk und es wurde zunächst eine Kurzfassung entworfen, die vornehmlich als Information für Bürger und Stadt dienen sollte. Es war in diesem Stadium noch möglich Verbesserungsvorschläge und Änderungen vorzutragen, die dann möglicherweise in dem Plan ihren Platz finden sollten. Der endgültige Entwurf wurde erst 1975 dem Stadtrat vorgelegt und von diesem genehmigt. Abbildung 1 verdeutlicht den Fortschreibungszyklus, der für die Pläne maßgebend ist. (Abb. 1 aus SEP 1974, S. 35).








Abb.





2.2 Die Ausgangslage 1974 


Nach Abschluß der Investitionsmaßnahmen für die Olympischen Spiele begann in München ein neuer Entwicklungsabschnitt. Die Bevölkerung im Stadtgebiet begann sich zu verringern. Ein neues Bewußtsein trat auf, welches die Abkehr von Problemen in der Stadt, wie Verkehrsbelastung, Verschmutzung, Lärm und hohen Bodenpreisen bzw. Mieten, beinhaltete. Man war unzufrieden und suchte nach Auswegen, die meist ins Umland führten. Den hohen Ansprüchen der Menschen an die moderne Stadt gerecht zu werden war ein Hauptziel des Stadtentwicklungsplans. Er sollte versuchen sowohl die ursprünglichen Formen und Traditionen zu wahren, daneben aber auch die wirtschaftliche Entwicklung zu fördern und neue Wege in der Wohnpolitik zu gehen. Dabei wurde das Umland eher als Konkurrenz betrachtet, da die landschaftlichen Reize die Münchner Stadtmenschen zum Fortzug lockten. Deshalb beschränkte sich der Maßnahmenkatalog auch vornehmlich auf das Stadtgebiet und versuchte dort Verbesserungen zu erreichen (vgl. SEP 1974 S. 5/6). 








2.3 Die Gliederung des Stadtentwicklungsplans 1974


Der Stadtentwicklungsplan umfaßt insgesamt zehn Punkte (in der ’75 Ausgabe erscheinen 11 Punkte ergänzt durch den Punkt Polyzentrische Stadtentwicklung) zu den Zielen und Maßnahmen der Stadtpolitik. Die einzelnen Kategorien werden nun im folgenden kurz aufgeführt und auf ihre Wichtigkeit zu den Aussagen zur Umlandbeziehung geprüft.








2.3.1 Bevölkerung


1974 fand eine massive Stagnation, ja sogar Abnahme der Münchner Bevölkerung statt. Der Stadtentwicklungsplan argumentiert, daß die schwindende Attraktivität der Stadt ein Hauptgrund für die Abwanderung vornehmlich deutscher Mittel- und Oberschichtsfamilien sei. Zugleich konnte man beobachten, wie ältere und sozial Schwächere in den Stadtgebieten zurückblieben. Außerdem verzeichnete man eine verstärkte Ansiedlung von ausländischen Bevölkerungsschichten, die meist mit Wohnungsüberbelegung einhergingen.


Man befürchtete, daß sich in der Innenstadt oder in einzelnen Stadtteilen Ghettos bilden könnten, ähnlich den amerikanischen Großstädten. Zudem bestand die Gefahr, daß die Innenstädte durch die geringe Finanzkraft der zurückbleibenden Bevölkerung veröden, was auch die Steuereinnahmen der Stadt senken würde. Ein weiterer Nachteil war die Erhöhung von Pendlerströmen, die jetzt aus dem Umland kommend, die Stadt stärker belasteten und zur infrastrukturellen Unterversorgung führten. 


Ziel war es nun die Innenstadt wieder attraktiver zu gestalten, um den vorherrschenden Trends Einhalt zu gebieten. Dazu war es notwendig, den Wohnungsbestand qualitativ und quantitativ zu verbessern, die technische und soziale Infrastruktur auszubauen und den Zustrom von Ausländern zu verringern. Den letzten Punkten durchzuführen scheint eher unmöglich und so mußte man sich darauf konzentrieren den Wegzug deutscher Einwohner zu minimieren, indem man Verbesserungen auf den nachfolgenden Zielen bewirkt (vgl. SEP 1974 S. 5/6).








2.3.2 Originalität und Stadtgestalt


Die Originalität in baulicher und räumlicher Hinsicht sollte in der Stadt erhalten bleiben. Um dies wirkungsvoll geschehen zu lassen muß die Vielgestalt von Gebäuden und Raumtypen gefördert werden. Diese Maßnahme kommt auch der Individualität der Stadt zugute. An besonderen Straßen und Plätzen sollten Identifikationshilfen durch eindeutige Merkmale und Wahrzeichen gesetzt werden. Zudem versuchte man die ursprüngliche Bedeutung Plätzen, Straßenzügen, Freiräumen zurückzugewinnen. Um diese Ziele zu verwirklichen ist mit hohen Kosten zu rechnen, die sowohl durch die Stadt getragen werden muß, aber auch durch privatwirtschaftliche Investitionen erreicht werden können. Man versucht durch die Verbesserungen auf qualitativer Ebene die Attraktivität der Stadt zu stärken um dadurch die Bevölkerung in ihren ursprünglichen Wohngebieten zu erhalten (vgl. SEP 1974, S. 7/8).








2.3.3 Stadtstruktur und räumliche Entwicklung 


Die stadtstrukturelle Ziele im Überblick sind:


Entlastung der Innen/Kernstadt (historisch) vom Entwicklungsdruck


Versorgung der äußeren Stadtbereiche mit zentralen Funktionen (Polyzentrisches Stadtbild)


Bindung der Bürger an ihren Lebensbereich durch lokale Schwerpunkte mit besserer Versorgung





Im Gegensatz zu der bisherigen monozentralen Stadtstruktur wird hier nun eindeutig die Forderung nach einer Entlastung der Innenstadt zugunsten der Subzentren laut. Durch die Förderung von Stadtteilzentren verspricht man sich eine Anziehung von Bevölkerung in und um solche Einheiten. Es soll verhindert werden, daß sich die Menschen ganz aus der Stadt zurückziehen und im Umland siedeln. Durch mehrere kleine Zentren im Stadtgebiet verspricht man sich eine Revitalisierung der Anwohner und Wanderungsbewegungen zu diesen Stadtteilen im Gegensatz zur Wanderung ins Umland (vgl. SEP 1974, S. 8/9/11).








2.3.4 Wirtschaft


Ziel einerseits ist eine Begrenzung des unkontrollierten Wachstums und andrerseits eine Sicherung der vorhandenen Wirtschaftsstruktur. Eine Lösung ist nur schwer zu finden, da man nur restriktive Maßnahmen durchführen könnte, die wieder das Einkommen und Arbeitsplätze gefährden würden. Daher setzt man verstärkt auf kontrolliertes Wachstum vor allem in den Stadtteilzentren mit breitgefächerter Produktion und unterschiedlichen Arbeitskräftequalifikationen, Sicherung des Arbeitseinkommens durch Erleichterung des Strukturwandels hin zu hochproduktiven, wenig umweltbelastenden und kaum flächenanspruchsvollen Arbeitsplätzen und Wiederbeschäftigung der durch Strukturwandel freigesetzten Arbeitskräfte. Aber bestehende rechtliche Einschränkungen lassen die Forderung nach Maßnahmen des Gesetzgebers laut werden. Wichtig ist es aber nach wie vor, daß die Wirtschaft, die sich natürlich auch an den Vorzügen des Umlandes orientiert, geeignete Flächen im Stadtgebiet erhält und trotzdem eine gute Verkehrsanbindung besitzt (vgl. SEP 1974, S. 13/14/15).








2.3.5 Soziales


Grundziel ist die Chancengleichheit aller Gruppen und der Abbau von Benachteiligungen einzelner Gruppen. Zu diesem Zweck ist es von Nöten den sozialen Wohnungsbau zu fördern und eine Kontrolle bzw. einen Vergleich des Mietniveaus durch Mietspiegel voranzutreiben. Dadurch können höchstzulässige Mieten nicht überschritten werden. Zusätzlich muß man den Neubau in infrastrukturell starken Gebieten fördern. Daraus folgt eine bessere Ausnutzung der bereits gegebenen Ausstattung (vgl. SEP 1974, S. 16). 








2.3.6 Bildung


Die Versorgung mit Ausbildungs- und Schulplätzen ist fast ausschließlich auf die Stadt bezogen. Ausgenommen hierbei sind natürlich Bildungsstätten mit überregionalen Charakter wie beispielsweise Universitäten oder Fachhochschulen. Bei den stadtbezogenen Ausbildungsplätze ist eine Aufstockung des Angebots bedarfsmäßig notwendig (vgl. SEP 1974, S. 20).








2.3.7 Freizeit, Erholung, Sport und Kultur


Diese Kategorie besitzt eine hohe Anziehungskraft für die Bevölkerung aus dem Umland bzw. auch Ausland. Trotzdem ist eine Erhöhung und Verbesserung des Angebots an Freizeiteinrichtungen angestrebt, die differenziert sind und zugleich das Wohnumfeld verbessern damit Wohnen in der Stadt wieder so attraktiv wird wie Wohnen am Stadtrand oder im Umland. 


Das Sportangebot in Vereinen oder in kommunalen Programmen soll erhöht werden, wobei in diesem Punkt bereits eine hohes Niveau erreicht ist.


Ein wichtiger Teilbereich ist der Ausbau der Grünzüge, neue Kleingartenanlagen sollen angelegt werden, der Zugang zur Isar und forstwirtschaftliche Flächen im Stadtgebiet sind für Erholungszwecke zu erschließen.


Das traditionelle, hochwertige Kulturangebot in der Innenstadt soll auch auf die Randbereiche ausgedehnt werden (vgl. SEP 1974, S. 22/23).








2.3.8 Infrastruktur


Ein Grundsatz ist hier mit geringem Aufwand ein Maximum an technischer infrastruktureller Versorgung herzustellen mit Ausblick und genauer Auswertung der zukünftigen Entwicklung.. Dies ist allerdings Aufgabe von Fachreferaten (z.B. Müll/Abwasserentsorgung, Elektrizität, Gas, Wasser und Fernwärme). Die Fachreferate arbeiten auf einer spezialisierten, kleineren Maßstabsebene, die der Stadtentwicklungsplan in das Gesamtwerk nicht aufnehmen kann.


Die soziale Infrastruktur muß nach Bedürfnissen ausgebaut werden. Kindergartenplätze, die meist zu wenig sind sollen stetig aufgestockt werden mit Bedacht auf Mehrfach- und Mehrzwecknutzung (z.B. gemeinsame Turnhalle) (vgl. SEP 1974, S. 24/25).








2.3.9 Verkehr


Der Bereich des Verkehrswesen ist sehr umfangreich ausgearbeitet. Doch hier bestehen wenig Aussagen in Bezug auf das Umland, da die Verkehrsprobleme hauptsächlich im Stadtbereich zum tragen kommen. Der starke Pendlerzustrom muß natürlich trotzdem von den Stadtstraßen aufgenommen werden und dazu ist ein Ausbau der stark belasteten Verkehrswege anzustreben. Wo dies nicht möglich ist, sollen Umfahrungen bzw. neue Verbindungsstraßen hergestellt werden. Weitaus wichtiger als diese kostenintensiven Vorhaben ist jedoch der ÖPNV Ausbau. Das bestehende System soll gestärkt werden um den Individualverkehr einzudämmen bzw. auf die öffentlichen Verkehrsmittel umzuleiten (vgl. SEP 1974, S. 25/26/29). 








2.3.10 Regionale Verflechtungen


Die Wirtschaft und die Bevölkerung im Verdichtungsraum München hatte einen starken Aufwärtstrieb verspürt, der allerdings zu zahlreichen Mißständen führte:


hohe Verkehrsbelastung durch Pendlerströme aus dem Umland in die Kernstadt


Abfluß der Kaufkraft und Arbeitskräfte in die Kernstadt, verbunden mit einer Unterversorgung im Umland mit qualifizierten Dienstleistungen und Arbeitskräften 


Monozentralität Münchens, verstärkt die Abhängigkeit des Umlandes


Abwanderung und Entmischung der Stadtbevölkerung





Ziele und Lösungsansätze:


Förderung der Bedeutung von Mittelzentren (z.B. FFB, FS, DA, EBE/Grafing), dafür Einschränkung beim Ausbau der Stadtteilzentren (z.B. Pasing/Perlach)


Verbesserung der Mittelzentren als Wohnstandorte durch zentrale Einrichtungen und Ansiedlung von Arbeitsplätzen 


Förderung des Verkehrsausbaus


Stärkung der Oberzentren außerhalb der Region 14 zur Entlastung Münchens





Dies erfordert eine veränderte Planungsebene:


Man versucht partnerschaftlich mit dem Umland zu arbeiten, da die Stadt München keine planungsrechtlichen Befugnisse außerhalb ihres Hoheitsgebietes besitzt. Darum sind die Ziele der regionalen Verflechtungen nur Vorschläge für das Umland. Dies bedarf einer Koordination der Planung von den einzelnen Gemeinden, der Landesplanung sowie der Planung in der Stadt München. Der Regionale Planungsverband München hat diese Aufgabe zum Teil übernommen (vgl. SEP 1974, S. 30/31).











2.4 Der Stadtentwicklungsplan 1983 - Ausgangslage -


Warum gab es 1983 einen neuen Plan? Zum einen war der Zeithorizont des alten näher gerückt (10 Jahre), zum anderen gab es neue Trends und veränderte Rahmenbedingungen. So war z.B. die volkswirtschaftliche Lage durch die sinkende Finanzkraft des Bundes stärker geschwächt als zuvor. Trotz der Fortschreibungen des Planes in Teilbereichen entschloß man sich zu einer neuen Ausarbeitung. Auffallend sind die ähnliche Hauptziele wie schon ’74, nämlich die Konsolidierung bzw. die Qualität des Wachstums und eine Stadt im Gleichgewicht. Doch nun tauchen neue Probleme in der Stadt auf, die berücksichtigt werden müssen. Der gravierende Wohnungsmangel, die Arbeitsplatzsicherung, der geringere Finanzspielraum der Kommunen und der Flächenmangel, v.a. für Industrie und Gewerbe, sind die wichtigsten Faktoren in dem neuen Plan. Demographisch gesehen haben wir annähernd die gleichen Vorbedingungen wie 1974. Folge sind die oben erwähnten gleichen Ziele aber mit neuen Schwerpunkten aufgrund der finanzpolitisch angespannten Lage. Auch wird ein ganz neuer Teilbereich eingeführt, nämlich der Umweltschutz, der zwar auch schon zuvor eine wichtige Rolle gespielt hat, nun aber einen eigenen Unterpunkt darstellt. Insgesamt besteht der Plan aus 12 Punkten, die nun kurz auf ihre Hauptunterschiede zum Plan von 1974 durchleuchtet werden.








2.4.1 Wohnen


Um eine Verbesserung im Wohnungsmarkt zu erreichen gibt es schon spezielle Programme z.B. das Wohnraumbeschaffungsprogramm und für das Gewerbe, das Gewerbeflächen-programm. Im Bereich Wohnen sollen beispielsweise 7000 Neubauwohnungen im Jahr entstehen. Darin sollen 1500 Sozialwohnungen anteilsmäßig enthalten sein. Im Vordergrund steht dabei eine flächensparende Bauweise, die die vorhandene Infrastruktur ausnutzt. Die Wohneigentumsförderung und der Erhalt der bestehenden Bausubstanz erhöhen die Qualität und sichern zugleich neuen Wohnraum. Wichtig ist auch die Zusammenarbeit mit dem Umland in der Wohnungspolitik um Abwanderungstendenzen bestimmter Bevölkerungskreise einzuschränken. 








2.4.2 Wirtschaft


Die Ziele im Bereich Wirtschaft sind denen von 1974 ziemlich. Der Grundtenor besteht weiterhin in der Sicherung der bestehenden Struktur und in der Harmonisierung von Wohnen und Arbeiten.








2.4.3 Räumliche Ordnung und Stadtgestalt


Dieser Punkt ist nicht mehr zentrales Thema, ihm kommt aber nach wie vor große Bedeutung zu. So wurde das innerstädtische Zentrenkonzept weiterentwickelt und der Grünflächenanteil wurde nochmals erhöht. Auffallend sind hier die Karten, die jetzt nicht mehr an der Stadtgrenze ihren Abschluß finden, sondern die Situation im Umland mit einbeziehen. Dies erleichtert die Zusammenarbeit mit den umliegenden Gemeinden und verbessert die Anschaulichkeit. 








2.4.4 Verkehr


Umfahrungen durch einen Fernstraßenring führen zu Entlastungen der Stadt. Die ÖPNV Fördermaßnahmen sollen primär im U-Bahnweiterbau Verwendung finden. In Wohngebieten sollen Verkehrsberuhigungsmaßnahmen zur Qualitätsanhebung durchgeführt werden.








2.4.5 Bildung / Kultur / Freizeit, Erholung, Sport, Vereine / Soziales


Diese vier Punkte des Stadtentwicklungsplan habe ich zusammengefaßt, da wie schon im vorhergehenden Plan eine ausreichende Versorgung anzustreben ist und somit kaum nennenswerte Unterschiede auftreten. 














2.4.6 Umweltschutz


Aufgrund des gesteigerten Interesses der Bevölkerung an einer gesunden Umgebung wurde dieser Punkt hinzugefügt. Er beinhaltet die Forderungen nach Einschränkung der Lärmbelastung (z.B. Flughafenverlegung, U-Bahn / öffentlicher Verkehr statt Auto / Individualverkehr). Die Belastungen durch Emissionen sind einzuschränken mit dem Einsatz neuer Techniken bzw. durch Umrüsten der vorhandenen Anlagen (z.B. Rauchgasfilter).


Mit der Abfallwiederverwertung wendet sich der Plan eigentlich direkt an die Industrie bzw. verweist er die Politik auf neue Richtlinien, da die Müllverbrennungsanlage überlastet ist, was auf ein Fehlplanung des Fachressorts Abfallwirtschaft zurückzuführen ist. Der Gewässerschutz und die Sanierung von verunreinigten oder kontaminierten Flächen und Gewässern ist anzusteuern. Grünbereiche müssen erhalten oder erweitert werden. 








2.4.7 Technische Infrastruktur


Bei den stadteigenen Versorgungsanlagen stößt man dahingehend auf ein Hindernis, als daß im Stadtgebiet zu wenig Flächen zur Verfügung stehen. So dient zunehmend auch das Umland als Träger dieser sperrigen Infrastruktureinrichtungen. Doch hier ist das Umland auch starker Nutznießer der, von der Stadt vorgehaltenen, Einrichtungen (siehe Abb. 2). 








2.4.8 Regionale Verflechtungen


Primär gilt es die Funktionstüchtigkeit der Stadt München als Oberzentrum zu wahren und da das Umland von der Stadt abhängig ist und umgekehrt, steht diese Tatsache in beiderseitigem Interesse. Die enge Verflochtenheit mit dem Umland setzt aktive Zusammenarbeit voraus. 


Von Seiten der Landeshauptstadt München ist die kulturelle und schulische Infrastruktur, der Ver- und Entsorgungsbereich (Wasserversorgung, Abwasserbeseitigung, Gasversorgung, Abfallbeseitigung) zu nennen. Das Umland hingegen besitzt die Aufgabe als Standort für sperrige Infrastruktur oder Ver- und Entsorgungsanlagen zu operieren. Aber auch im Bereich Wohnen und Erholung bzw. Freizeit besitzt das Umland eine wichtige Funktion.


Somit sind die Aufgaben für das Umland:


Flächenvorhaltung für Gewerbe / Industrie / Wohnen / Infrastruktur


Grün- und Erholungsraum





Die umliegenden Mittelzentren bedürfen einer weiteren Stärkung um die Stadt München zu entlasten. Dabei sollen allerdings nicht die oberzentralen Funktionen der Landeshauptstadt ausgelagert werden.


Ein Neuerung ist auch die Stärkung der Entwicklungsachsen zu den zentralen Orten und die Aufwertung dieser Orte selbst (siehe Abb. 3). Sie sollen Versorgungseinrichtungen aufnehmen und die eigene Infrastruktur verbessern um einen Ausgleich für München zu schaffen.








2.4.9 Finanzielle Aspekte


Da natürlich nur begrenzt Geldmittel zur Verfügung stehen, gibt der Plan auch Zielvorstellungen für den Finanzhaushalt der Stadt. So sollen die angebotenen Dienstleistungen der Stadt kostendeckend erfolgen. Die staatlichen Zuschüsse müssen die oberzentrale Funktion und die damit verbundenen Leistungen Münchens für das Umland beachten. Die konjunkturelle Abhängigkeit der gemeindlichen Steuern ist zu vermindern (Durchführung der Gemeindesteuerreform). Der Personalbestand in München ist auf dem erreichten Stand zu begrenzen. Notwendige Ausgaben sollen sich an die künftigen Einnahmen ausrichten. Freiwillige Leistungen der Stadt muß man auf ein Mindestmaß einschränken. Zusammenarbeit zwischen privatfinanzierten Projekten und der Stadt wären wünschenswert um hohe Investitionskosten abzustoßen.
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